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 Hanse- und Universitätsstadt  
 Rostock 
 Die Oberbürgermeisterin 

 Beschlussvorlage 
2024/BV/5016 

öffentlich 
 

Entscheidendes Gremium: 
Bürgerschaft 
 
fed. Senator/-in: 
Oberbürgermeisterin - Grundsatz, 
Wirtschaft, Ehrenamt und Kultur 
 
Federführendes Amt: 
Eigenbetrieb TZR & W 
 

Beteiligt: 
Zentrale Steuerung 
Büro der Oberbürgermeisterin 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und 
Mobilität 
Kataster-, Vermessungs- und Liegenschaftsamt 
Tiefbauamt 
Amt für Stadtgrün, Naturschutz und Friedhofswesen 
Amt für Umwelt- und Klimaschutz 
Hafen- und Seemannsamt 
 

Ertüchtigung der Wasserflächen an den Strandzugängen 18 & 23 im 
Seebad Warnemünde zur Steigerung der Barrierefreiheit 
Geplante Beratungsfolge: 
Datum Gremium Zuständigkeit 

19.03.2024 Bau- und Planungsausschuss Empfehlung 
03.04.2024 Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus Empfehlung 
04.04.2024 Liegenschafts- und Vergabeausschuss Empfehlung 
04.04.2024 Finanzausschuss Empfehlung 
09.04.2024 Ortsbeirat Seebad Warnemünde, Seebad 

Diedrichshagen (1) 
Empfehlung 

10.04.2024 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Migration Empfehlung 
11.04.2024 Ausschuss für Stadt- und Regionalentwicklung, 

Umwelt und Ordnung 
Empfehlung 

17.04.2024 Bürgerschaft Entscheidung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Bürgerschaft bekennt sich zur Notwendigkeit, die Wasserflächen an den 
Strandzugängen 18 und 23 durch die Errichtung von Einstiegshilfen barrierefrei zu 
ertüchtigen.  
 
In diesem Zusammenhang wird die Oberbürgermeisterin beauftragt, die 
Inkommunalisierung der Wasserflächen im Bereich der Strandzugänge 18 und 23 im 
Seebad Warnemünde als notwendige Voraussetzung für die Überplanung gemeindefreier 
Wasserflächen beim Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung M-V zu beantragen.  
 
Beschlussvorschriften:   
§§ 11 u. 22 Abs. 3 Nr. 2 u. 14 Kommunalverfassung M-V 
 
bereits gefasste Beschlüsse:   
keine 
 
Sachverhalt: 
 
Aus Gründen des öffentlichen Wohls können die Grenzen der Gemeinden verändert 
werden. Darunter fällt auch die Eingemeindung bislang gemeindefreier Gebiete.  
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Der Ausbau der Barrierefreiheit genießt in der Destination Rostock & Warnemünde einen 
hohen Stellenwert und wird auch zukünftig in der touristischen Infrastruktur konsequent 
mitgedacht. 
 
Mit Blick auf die Rostocker Seebäder hat der Strand eine hohe Anziehungskraft auf die 
Bevölkerung und die Gäste. Ihnen die Zugänglichkeit zur Wasserkante in optimalem 
Umfang zu ermöglichen, ist der Tourismuszentrale Rostock & Warnemünde ein 
besonderes Anliegen. Daher wurde in den vergangenen Jahren die Anzahl der 
barrierearmen Strandzugänge auf nunmehr fünf im Seebad Warnemünde und zwei im 
Seebad Markgrafenheide erhöht. 
 
Um mobilitätseingeschränkten Personen auch den Zugang in das Wasser der Ostsee zu 
erleichtern, sollen im Seebad Warnemünde an dem bereits barrierefreien Strandzugang 18 
sowie an dem geplanten barrierefreien Strandzugang 23 an je einer neu zu setzenden 
Buhnenreihe eine Einstiegshilfe in die Ostsee installiert werden. Die Planung sieht vor, je 
eine Buhnenreihe zwischen den bestehenden Buhnenreihen zu setzen und diese 
anschließend mit einem Handlauf (aus Tauwerk) für die Badegäste zu versehen. Die Länge 
des geplanten Wassereinstiegs beträgt ca. 30 m.  
 
Eine Marktrecherche in 2023 ergab eine Kostenschätzung von ca. 11.500 € netto für den 
Bau einer Einstiegshilfe in die Ostsee, inkl. der Baustelleneinrichtung und -beräumung, 
der Lieferung und Rammung von bis zu zehn Hartholzpfählen sowie der Lieferung und 
einmaligen Montage eines geeigneten Tauwerks. Die Baukosten für die Errichtung von 
zwei Einstiegshilfen in die Ostsee liegen bei ca. 17.000 € netto, da für die Errichtung der 
zweiten Einstiegshilfe keine neue Baustelleneinrichtung / -beräumung berechnet werden 
musste. Die Baukosten sind im Wirtschaftsplan 2024 des Eigenbetriebes 
Tourismuszentrale Rostock und Warnemünde integriert. Eine telefonische Voranfrage 
beim Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern zur Akquise von Fördermitteln für 
das Vorhaben wurde negativ beschieden. Es wird dennoch ein Fördermittelantrag gestellt 
werden. 
 
Die Folgekosten für Wartung und Instandsetzung können nur geschätzt werden, da 
Referenzwerte fehlen. Eine ähnliche Anlage im Seeheilbad Heiligendamm wurde im Jahr 
2016 errichtet und hat in den vergangenen acht Jahren noch keine nennenswerten 
Schäden hervorgebracht. Es wird erwartet, dass mittelfristig das avisierte Tauwerk in 
wiederkehrenden Abständen auszutauschen ist und langfristig einzelne Buhnen erneuert 
werden müssen, da FSC-zertifiziertes Hartholz Verwendung finden wird. Jährlich sind 
daher 1.000,00 € pro Anlage für eventuelle Kleinstreparaturen in den Haushalt mit 
aufzunehmen.  
 
Das Gefährdungspotenzial einer entsprechenden Anlage begründet sich u.a. in folgenden 
Situationen: 
 

� als Hindernis für am Strand laufende Personen, da der erste Buhnenabschnitt 
nebst Handlauf an Land installiert wird 
 

� als Hindernis für Badegäste im Wasser, welches die Gefahr birgt, sich am Handlauf 
(durch unsachgemäße Nutzung wie z.B. Spielen und Klettern) oder an einer Buhne 
(anwachsende Muscheln etc.) zu verletzen - ebenso, wenn man beiden 
unaufmerksam bzw. unbeabsichtigt zu nahe kommt 

 
In der Hochsaison sind unweit beider Anlagen zwei Rettungstürme in Betrieb 
(Strandzugang 18 in ca. 100 m Entfernung sowie am Strandzugang 23 in ca. 40 m 
Entfernung). Es ist geplant, die landseitigen Buhnen mit Reflektoren für eine bessere 
Sichtbarkeit in der Dämmerung / Dunkelheit auszustatten. 
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Schäden an den Anlagen selbst, verursacht durch z.B. Sturm, Hochwasser oder 
Vandalismus sind nicht versicherbar und müssen über den Haushalt der 
Tourismuszentrale Rostock & Warnemünde geregelt werden. Schäden, die von der 
Nutzung herrühren, sind über die Haftpflichtversicherung der Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock gedeckt.  
 
Die für die Vorhabendurchführung notwendigen Genehmigungen, darunter die strom- und 
schifffahrtspolizeiliche Genehmigung, ausgestellt durch das Wasser- und Schifffahrtsamt 
Ostsee, sowie die Naturschutzgenehmigung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und 
Umwelt Mittleres Mecklenburg (StALU MM) wurden durch die Tourismuszentrale Rostock & 
Warnemünde beantragt und liegen dieser vor (siehe Anlagen 1 und 2).  
 
Die Naturschutzgenehmigung für das Vorhaben enthält jedoch die Bedingung, dass die 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock die gemeindefreien Wasserflächen im Umkreis der 
neu zu setzenden Buhnen vor Baubeginn inkommunalisieren lassen muss, bevor sie 
planungs- und baurechtlich hoheitlich tätig wird.  
 
Der Antrag ist formlos beim Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-
Vorpommern zu stellen und muss den beglaubigten Beschlussauszug der Stadtvertretung, 
in welchem auf den ebenfalls beizufügenden Lageplan auf Grundlage des Amtlichen 
Liegenschaftskatastersystems zu verweisen ist, enthalten. Dieser hat eine kurze aber 
sachverhaltsbezogene Begründung für die Inkommunalisierung zu enthalten. 
 
Nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der 
Bundeswasserstraßen WaStrVermG vom 21.05.1951 stehen die Bundeswasserstraßen, hier: 
die Ostsee, im Eigentum des Bundes. Hierbei handelt es sich um gemeindefreie 
Wasserflächen. Gemäß § 1 Abs. 5 Satz 1 WaStrG kann das jeweilige Bundesland das 
Eigentum des Bundes an Seewasserstraßen unentgeltlich nutzen, wenn die Nutzung 
öffentlichen Interessen dient und der Erfüllung der Verwaltungsaufgaben des Bundes 
nicht entgegensteht bzw. deren Erfüllung nicht beeinträchtigt. Das Land kann diese 
Nutzungsbefugnis gemäß § 1 Abs. 5 Satz 2 WaStrG im Einzelfall auf einen Dritten 
übertragen, wenn die Nutzung öffentlichen Interessen dient. Der Antrag auf Erteilung 
unentgeltlicher Nutzungsrechte soll parallel zur Inkommunalisierung beim Ministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit gestellt werden. 
 
Die vorbenannten Pflichten, die sich für die Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
unmittelbar in der Inkommunalisierung der betreffenden Wasserflächen begründen, 
werden grundsätzlich ergänzt durch die Maßgabe, dass die Kommune, die ihr obliegenden 
Aufgaben auch auf den inkommunalisierten Flächen wahrnehmen muss. Hierzu zählt 
insbesondere die Pflicht zur Verkehrssicherung wie auch die Verpflichtung zur 
Berichtigung der öffentlichen Bücher durch die zuständigen Behörden gemäß § 11 Absatz 4 
Satz 2 KV M-V. Als sogenanntes öffentliches Buch fällt das Liegenschaftskataster unter 
diese Regelung. Der zuständigen unteren Vermessungs- und Geoinformationsbehörde 
sind der Lageplan sowie die zugehörigen Koordinaten in maschinenlesbarer Form zu 
übergeben. 
 
Nach Beendigung der Baumaßnahme des Vorhabens hat zudem das zuständige 
Katasteramt zur amtlichen Fortführung der Katasterflurkarte, der digitalen 
Bundeswasserstraße (DBWK) sowie der deutschen Seekarte ein Aufmaß des oberirdischen 
Bestandes im Koordinatensystem UTM (streifentreu) / ETRS 89 sowie Höhen über NHN 
2016 durchzuführen. Der Bestandsplan ist im Maßstab 1:1.000 (als PDF-Datei sowie als DXF-
Datei - Version 14) in o.g. Koordinatensystemen innerhalb von drei Monaten nach 
Fertigstellung des Bauwerkes an das Wasser- und Schifffahrtsamt Ostsee zu übergeben. 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Investitionen belaufen sich auf 17.000 € netto und sind im Wirtschaftsplan 2024 der 
Tourismuszentrale Rostock & Warnemünde enthalten. 
 
 
 
 
 
Eva-Maria Kröger 

 
Anlagen 
1 1_Naturschutzrechtliche Genehmigung_StALU MM_WMD öffentlich 
2 2_ssG Nr. MeBDO_84 vom 09.01.2024 öffentlich 
3 3_Prinzipskizze_LÄNGSSCHNITT_SZ 18 und 23 öffentlich 
4 4_Inkommunalisierung SZ18 öffentlich 
5 5_Inkommunalisierung SZ23 öffentlich 
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12.01.24, 07:14

f ile:///C:/Temp/XPgrpw ise/65452673do4potz1001633667114D141/GW_00003.HTM 1/1

Von: <Andrea.Schmidt@stalumm.mv-regierung.de>
An: <Sandra.Fieber@rostock.de>
CC: <Andre.Schumann@stalumm.mv-regierung.de>, <Lutz.Klingbeil@stalumm.mv-regierung.de>, <uwe.goellnitz@rostock.de>
Datum: 03.11.2023 16:57
Betreff: Genehmigung für den Bau zweier barrierefreundlicher Wasserzugänge in Warnemünde vom 07.09.2023

Sehr geehrte Frau Fieber,
ich beziehe mich auf unser Telefonat am 02.11.2023. Ich habe den Vorgang geprü�.
In der Genehmigung für den Bau zweier barrierefreundlicher Wasserzugänge in Warnemünde vom 07.09.2023
sind in der Begründung offensichtlich die Begriffe „östlich“ und „westlich“ vertauscht worden. Rich�gerweise
muss es heißen: „Die Eins�egshilfe am Strandzugang 18 liegt 15 m östlich der bestehenden Buhnenreihe.
Die Eins�egshilfe am Strandzugang 23 liegt ca. 35 m westlich der bestehenden Buhnenreihe.“
Die Begriffe „östlich“ und „westlich“ wurden ausschließlich in der Begründung verwendet. Der Tenor der
Genehmigung – also die eigentliche Entscheidung über das Vorhaben, die eingereichten
Genehmigungsunterlagen und Nebenbes�mmungen kommen ohne diese Begriffe aus und sind somit rich�g.
Deshalb gehe ich davon aus, dass die Genehmigung vom 07.09.2023 in der bereits vorliegenden Form ihre
Gül�gkeit behält.
Sollte Ihrerseits oder seitens Dri�er die Rechtmäßigkeit angezweifelt werden, so teilen Sie mir das bi�e
umgehend mit.
 
Mit freundlichen Grüßen
 
Andrea Schmidt
_________________
 

   
 
Staatliches Amt für Landwirtscha� und Umwelt Mi�leres Mecklenburg
An der Jägerbäk 3 | 18069 Rostock
Telefon +49 385 588 67404
Andrea.Schmidt@stalumm.mv-regierung.de
www.stalu-mi�leres-mecklenburg.de
 
 

Allgemeine Datenschutzinformation:
Der telefonische, schriftliche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche
Räume und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitgeteilten
persönlichen Daten verbunden. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) der Europäischen Union in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz (DSG M-V).
Weitere Informationen erhalten Sie hier: https://www.regierung-mv.de/Datenschutz
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und Schifffahrtsamt

Az.: 3115SB3-213.3-MeBDO/84

09.01.2024

Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung 

Nr. MeBDO/84

Der Hanse- und Universitätsstadt Rostock, Tourismuszentrale Rostock & Warnemünde, Seebad & 
Kurwesen, Am Strom 59, 18119 Rostock-Warnemünde, wird auf Antrag vom 03.11.2023 nach § 31 
Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) in der aktuellen Fassung die ström- und schifffahrtspolizei­
liche Genehmigung erteilt,

in der Bundeswasserstraße Ostsee/Mecklenburger Bucht Ost bis Darßer Ort

von zwei barrierefreien Wasserzugängen/Einstiegshilfen für den Strandzugang 18 und 23 
mit den Koordinaten in WGS84:

Strandzugang 18:
54° 10.73754'N 12°4.06170'E 
54° 10.74672'N 12°4.05810'E

Strandzugang 23:
54° 10.66326'N 12°3.45546'E 
54° 10.67262'N 12°3.45324'E

zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigung wird unbefristet erteilt.

Die Genehmigung ist nur mit Zustimmung des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes Ostsee über­
tragbar.

Sie berechtigt nicht, Rechte Dritter zu beeinträchtigen oder Gegenstände, die einem anderen ge­
hören, oder Grundstücke und Anlagen, die im Besitz eines anderen stehen, in Gebrauch zu neh­
men. Sie ersetzt nicht die für das Vorhaben nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen behörd­
lichen Entscheidungen (Genehmigungen, Erlaubnisse oder Ähnliches).
Diese ström- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung regelt die Zulässigkeit des Vorhabens nur 
unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung des für die Schifffahrt erforderlichen Zustandes der Bun­
deswasserstraße und der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs.
Die Genehmigung ersetzt nicht die mit dem Bund abzuschließenden privatrechtlichen Vereinba­
rungen. Sie berechtigt insbesondere nicht, dem Bund gehörende Grundstücke, Wasserflächen und 
Anlagen vor Abschluss eines privatrechtlichen Nutzungsvertrages in Gebrauch zu nehmen.

Für die Genehmigung sind folgende Unterlagen verbindlich:

a) Antrag vom 03.11.2023
b) Schreiben vom 18.12.2023
c) Übersichtskarte Strandzugang 18 vom 03.11.2023
d) Übersichtskarte Strandzugang 23 vom 03.11.2023
e) Lageplan Strandzugang 18 vom 14.12.2023; Maßstab 1:250
f) Lageplan Strandzugang 23 vom 14.12.2023; Maßstab 1:250
g) Prinzipskizze-Längsschnitt, Ansicht von Osten vom 06.12.2023; Maßstab 1:100
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Die Genehmigung wird unter folgenden Auflagen und Bedingungen erteilt:

1. Bei der Errichtung, der Unterhaltung, der Wartung sowie beim Betrieb der Anlage sind die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten und die im Bauwesen erforderli­
che Sorgfalt anzuwenden.

2. Der Beginn der Baumaßnahme ist dem Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee min­
destens 1 Woche vorher schriftlich anzuzeigen.

3. Die Anlagen dürfen erst in Betrieb genommen werden, nachdem das Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsamt Ostsee sie abgenommen hat. Die Abnahme ist beim Außenbezirk 
Stralsund, Zum Kleinen Dänholm 22, 18439 Stralsund, Tel.: +49 3831 249-520 zu bean­
tragen.
Die Abnahme ersetzt nicht andere nach sicherheits- und ordnungsbehördlichen Vorschrif­
ten erforderliche Abnahmen.

4. Jede geplante Änderung der Anlage, des Betriebes oder der Benutzung ist rechtzeitig vor 
der Durchführung dem Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee schriftlich anzuzei­
gen.

5. Werden durch die Anlage, deren Betrieb oder durch die Benutzung der Bundeswasser­
straße Auskolkungen, Verflachungen oder ähnliche Beeinträchtigungen der Bundeswas­
serstraße verursacht, sind diese auf Verlangen des Wasserstraßen- und Schifffahrtsam­
tes Ostsee zu beseitigen.

6. Baubehelfe, wie Spundwände, Rammpfähle oder Ähnliches, sind nach Beendigung der 
Baumaßnahme restlos aus der Bundeswasserstraße zu entfernen.

7. An den Anlagen dürfen außer den nach den schifffahrtspolizeilichen Vorschriften erforder­
lichen und den vom Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee genehmigten Schiff­
fahrtszeichen keine Zeichen und Lichter angebracht werden, die mit Schifffahrtszeichen 
verwechselt werden oder die Sichtbarkeit von Schifffahrtszeichen beeinträchtigen oder 
die Schiffsführer durch Blendwirkung, Spiegelung oder anders irreführen oder behindern 
können.

8. Es dürfen keine Stoffe oder Gegenstände in die Bundeswasserstraße gelangen', die den 
für die Schifffahrt erforderlichen Zustand der Bundeswasserstraße oder die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs auf dieser beeinträchtigen.

9. Nach Beendigung der Baumaßnahme ist durch den Träger des Vorhabens zur amtlichen 
Fortführung der Katasterflurkarte, der digitalen Bundeswasserstraße (DBWK) sowie der 
deutschen Seekarte ein Aufmaß des oberirdischen Bestandes im Koordinatensystem 
UTM (streifentreu) / ETRS 89 sowie Höhen über NHN 2016 durchführen zu lassen. Die 
Vermessung ist bei einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur oder beim zustän­
digen Katasteramt in Auftrag zu geben.

Der Bestandsplan ist im Maßstab 1:1.000 digital als PDF-Datei sowie als DXF-Datei (Ver­
sion 14) in o.g. Koordinatensystemen innerhalb von 3 Monaten nach Fertigstellung des 
Bauwerkes per E-Mail an das WSA Ostsee, wsa-ostsee@wsv.bund.de zu übergeben.

Detaillierte Abstimmungen haben vor der Vermessung mit der Land-Vermessung 
Stralsund des WSA Ostsee zu erfolgen.

10. Ist die Genehmigung durch Widerruf oder aus anderem Grunde erloschen, ist die Anlage 
auf Verlangen des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes Ostsee in einer gesetzten Frist 
ganz oder teilweise zu beseitigen und der frühere Zustand wieder herzustellen.
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11. Der Genehmigungsinhaber hat die Auflagen auf seine Kosten zu erfüllen.

12. Bei Erlöschen der Genehmigung ist diese Genehmigungsausfertigung -auf Verlangen des 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes- zurückzugeben.

Auf den beigefügten Auszug aus dem WaStrG wird hingewiesen.

Gebühren und Auslagen:

Die Gebühr für diese individuell zurechenbare öffentliche Leistung wird nach § 1 Nr. 1, § 2 Abs. 1 
S. 1 i. V. m. der Anlage zu § 2, Gebühren- und Auslagenverzeichnis, Abschnitt 1 Nr. 13 BMDV- 
Wasserstraßen und Schifffahrt Besondere Gebührenverordnung (BMDV-WS-BesGebV) in der ak­
tuellen Fassung festgesetzt auf: _____ 314,00 €
Angefallene Auslagen sind mit der Gebühr abgegolten.

Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem entstandenen Verwaltungsaufwand des Wasserstra­
ßen- und Schifffahrtsamtes Ostsee.

Unter Beachtung dieser Umstände halte ich die Festsetzung einer Gebühr in entsprechender Höhe 
für angemessen.

Die Gebühr ist auf das Konto der Bundeskasse Trier - Dienstsitz Kiel, IBAN: 
DE18200000000020001066, BIC: MARKDEF1200 unter Angabe des Kassenzeichens (Verwen­
dungszweck) 1091 5124 7169, MeBDO/84 bis zum 06.02.2024 zu überweisen.

Gründe:

Die beabsichtigte Maßnahme bedarf nach § 31 WaStrG einer ström- und schifffahrtspolizeilichen 
Genehmigung, da durch die Maßnahme eine Beeinträchtigung des für die Schifffahrt erforderlichen 
Zustands der Bundeswasserstraße oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erwarten 
ist bzw. nicht ausgeschlossen werden kann.

Die Genehmigung ist nach § 31 Abs. 4 WaStrG unter Auflagen und Bedingungen erteilt worden, 
um die zu erwartenden Beeinträchtigungen zu verhüten bzw. auszugleichen.

Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee ist sachlich und örtlich zuständig. Der Genehmi­
gungsinhaber hat die Maßnahme beim Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee zur Genehmi­
gung angezeigt. Die Genehmigung wurde erteilt, weil Versagungsgründe nach § 31 Abs. 5 WaStrG 
nicht entgegenstehen.

Rechtsbehelfsbelehrunq:

Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist beim Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee, Dienstsitz Lübeck 
(Moltkeplatz 17, 23566 Lübeck) oder Dienstsitz Stralsund (Wamper Weg 5, 18439 Stralsund) ein­
zulegen.

Im Auftrag

Q {Püu.c(
Christine David
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Hanse- und Universitätsstadt
Rostock

Die Oberbürgermeisterin
Kataster-, Vermessungs- und

Liegenschaftsamt

durch:

06.12.2023

H. Meier

Erstellt am:

1 : 100Maßstab:

Holbeinplatz 14, 18069 Rostock

Flurstück: Ostsee - Inkommunalisierung

Flur: 1

Gemarkung: Warnemünde

Bauvorhaben:

Errichtung von zwei barrierefreundlichen
Wasserzugängen

Strandzugang 18 - Küstenkilometer (KKM) F145.750

Strandzugang 23 - Küstenkilometer (KKM) F145.075

Unterlage:

Prinzipskizze
Längsschnitt, Ansicht von Osten

Mittelwasser
0.09 m DHHN2016

Pegel Warnemünde
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OstseeStrand

18.0

Breite 6.0 m, Inkommunalisierungsfläche 108 m²

3.0

Holzpfähle Mata-Mata, Durchmesser 25 - 30 cm
Pfahl 1 bis 4   - Länge 4 m
Pfahl 6 bis 8   - Länge 5 m

Handlauf - Hanfseil, Durchmesser 50 mm, Durchhang 10 cm

Es erfolgte keine exakte Tiefenmessung.
Die OK-Pfahl sind örtlich anzupassen auf 0.9 m über Grund, jedoch mindestens 0.4 m über Mittelwasser.

1
2 3

4 5 6 7 8

2.5 2.5 2.5 2.5 2.5 2.5 2.5

15.02.5

0.
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Hanse- und Universitätsstadt
Rostock

Die Oberbürgermeisterin
Kataster-, Vermessungs- und

Liegenschaftsamt

durch:

14.12.2023

H. Meier

Erstellt am:

1 : 250Maßstab:

Holbeinplatz 14, 18069 Rostock

Flurstück: Ostsee - Inkommunalisierung

Flur: 1

Gemarkung: Warnemünde

Bauvorhaben:

Errichtung von zwei barrierefreundlichen
Wasserzugängen

Strandzugang 18 - Küstenkilometer (KKM) F145.750

Strandzugang 23 - Küstenkilometer (KKM) F145.075

Unterlage:

Lageplan
zum Antrag auf Inkommunalisierung

Strandzugang 18

(KK
M

) F145.750

Imkommunalisierung
Fläche ca. 108 m²

[6.00]

[18.96]

[17.04]

[3.15]

[3.15]

Warnemünde - Strand

Ostsee

1

2

3

4

5

6

7

8

15.0

Bezugsbuhne

(zukünftige Flurstücksnummer)

(zukünftige Gemeindegrenze)

3.0
3.0

(Ermittlung der Mittelwasserlinie am 09.11.2023)

15.0
18.0

2.5
2.5

2.5
2.5

2.5
2.5

2.5

A

B

C

D

       Rechtswert         Hochwert

A   33308636.81     6007407.83

B   33308633.69     6007424.59

C   33308639.59     6007425.68

D   33308643.06     6007407.04

Koordinaten (ETRS89)
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Hanse- und Universitätsstadt
Rostock

Die Oberbürgermeisterin
Kataster-, Vermessungs- und

Liegenschaftsamt

durch:

14.12.2023

H. Meier

Erstellt am:

1 : 250Maßstab:

Holbeinplatz 14, 18069 Rostock

Flurstück: Ostsee - Inkommunalisierung

Flur: 1

Gemarkung: Warnemünde

Bauvorhaben:

Errichtung von zwei barrierefreundlichen
Wasserzugängen

Strandzugang 18 - Küstenkilometer (KKM) F145.750

Strandzugang 23 - Küstenkilometer (KKM) F145.075

Unterlage:

Lageplan
zum Antrag auf Inkommunalisierung

Strandzugang 23

(K
K

M
) F145.075

B
ezugsbuhne

[6.00]

[17.45]

[18.55]

[3.05][3.05]

Imkommunalisierung
Fläche ca. 108 m²

Ostsee

(zukünftige Flurstücksnummer)

Warnemünde - Strand

(zukünftig
e Gemeindegrenze)

(Ermittlu
ng der M

itte
lwasserlin

ie am 09.11.2023)

3.0 3.0

15.0

18.0

2.5
2.5

2.5
2.5

2.5
2.5

2.5

35.0
1

2

3

4

5

6

7

8

       Rechtswert        Hochwert

A    33307972.27  6007296.43

B    33307970.45  6007314.89

C    33307976.42  6007315.48

D    33307978.13  6007298.11

A

B
C

D
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